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Baugenehmigungsverfahren, Grundstück Fl.Nr. 1124/16, Bischofs-
wiesen 
 

Sehr geehrte Frau Kronawitter, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf die bereits mit Ihnen geführte Korrespondenz 

nehmen wir in oben bezeichnetem Baugenehmigungsverfahren wie folgt 

Stellung: 

Vorab sei angemerkt, dass wir uns weiteren Vortrag vorbehalten, nach-

dem uns auf unseren Antrag hin die Akteneinsichtsunterlagen zur Verfü-

gung gestellt wurden. 

Unstreitig dürfte sein, dass das Baugrundstück Fl.Nr.1124/16 im Außen-

bereich der Gemeinde Bischofswiesen liegt. Da das Wohnbauvorhaben 

nicht privilegiert ist, beurteilt sich die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 

des Wohnbauvorhabens nach § 35 Abs. 2 BauGB. 

1. Das Wohnbauvorhaben ist im Außenbereich unzulässig, da hier-

durch öffentliche Belange beeinträchtigt werden. 

Zunächst widerspricht das Wohnbauvorhaben den Darstellungen 

des Flächennutzungsplans (§ 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB). Im gelten-

den Flächennutzungsplan der Gemeinde Bischofswiesen ist für das 

Baugrundstück eine landwirtschaftliche Fläche dargestellt. 

Außerdem beeinträchtigt das Wohnbauvorhaben öffentliche Belan-

ge im Sinne des § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB, da hierdurch Belange 
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des Naturschutzes und der Landschaftspflege und die natürliche Eigenart der Landschaft 

beeinträchtigt wird (siehe hierzu Ausführungen unter 2. b) bb)).  

Schließlich ist zu befürchten, dass infolge der Genehmigung des Bauvorhabens eine Split-

tersiedlung entsteht bzw. verfestigt und erweitert wird (§ 35 Abs. 3 Nr. 7 BauGB). 

Darüber hinaus ist im vorliegenden Fall nicht vom Bestehen einer gesicherten Erschlie-

ßung auszugehen (siehe hierzu Ausführungen unter 2. b) bb)). 

Im Ergebnis ist daher davon auszugehen, dass das Bauvorhaben bauplanungsrechtlich 

unzulässig ist. 

2. Allenfalls käme daher eine Genehmigung unter Erteilung einer Abweichung nach § 246e 

BauGB mit Zustimmung der Gemeinde nach § 36a BauGB in Betracht. 

Nach unserer Kenntnis hat der Bauausschuss der Gemeinde Bischofswiesen in der Sit-

zung vom 19.05.2026 lediglich über das gemeindliche Einvernehmen entschieden. Eine 

Zustimmung nach § 36a BauGB wurde laut Sitzungsprotokoll zwar thematisiert. Ein Be-

schluss hierüber wurde aber nicht gefasst. Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob der 

Bauausschuss überhaupt zuständig für Zustimmungen im Sinne des § 36a BauGB ist. 

Sollte zwischenzeitlich ein Beschluss nach § 36a BauGB gefasst worden sein oder aber 

die Fiktionswirkung des § 36a BauGB eingetreten sein, ist festzustellen, dass dennoch er-

hebliche Zweifel am Vorliegen der Voraussetzungen des § 246e BauGB gegeben sind. 

Nach § 246 Abs. 1 BauGB kann zugunsten von Wohnbauvorhaben mit Zustimmung der 

Gemeinde von den Vorschriften des BauGB abgewichen werden, wenn die Abweichung 

unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Nach § 246e Abs. 1 S. 2 BauGB ist eine strategische Umweltprüfung durchzuführen, wenn 

die Abweichung für Vorhaben im Außenbereich nach überschlägiger Prüfung voraussicht-

lich zusätzlich erhebliche Umweltauswirkungen hat. Weitere Voraussetzung für die Zulas-

sung von Wohnbauvorhaben im Außenbereich ist gemäß § 246e Abs. 3 BauGB, dass das 

Vorhaben im räumlichen Zusammenhang mit Flächen steht, die nach § 30 Abs. 1, Abs. 2 

oder § 34 BauGB zu beurteilen sind. Außerdem ist § 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 

BNatSchG anzuwenden. 

a) Vorab sei zunächst auf die Motivation des Gesetzgebers zur Einführung des zeitlich 

begrenzt geltenden § 246e BauGB hingewiesen. Laut Gesetzesbegründung war An-

lass für die vorgeschlagene Änderung des BauGB der Mangel an bezahlbarem 

Wohnraum. So sollten die Erleichterungen den Gemeinden zur Verfügung gestellt 

werden, um den Mietwohnungsbestand zu stärken (BT-Drs. 21/781 (neu), S. 1). 

Auch wenn der Wortlaut der Regelung letztlich nicht auf die Erstellung bezahlbaren 

Wohnraums beschränkt ist, ist die Motivation des Gesetzgebers im Rahmen der be-

hördlichen Entscheidung über den Bauantrag doch zu berücksichtigen. Insbesonde-

re im Rahmen der gemäß § 246e Abs. 1 BauGB zu treffenden Abwägungsentschei-

dung zwischen den Belangen zur Schaffung von Wohnraum und entgegenstehen-

den öffentlichen Belangen muss berücksichtigt werden, ob im konkreten Einzelfall 

das Wohnbauvorhaben tatsächlich der Schaffung von notwendigen bezahlbaren 

Wohnraum oder aber der Verwirklichung von Luxusbauvorhaben unter Inanspruch-
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nahme von Außenbereichsflächen dient.  

So soll im vorliegenden Fall ein Einfamilienwohnhaus mit einer Wohnfläche von über 

300 m² geschaffen werden. Bereits die Gemeindeverwaltung hat laut Protokoll der 

Bauausschusssitzung vom 19.05.2026 festgestellt, dass diese Wohnfläche deutlich 

über dem objektiven Bedarf liegt. Der Bedarf liegt nach Einschätzung der Gemeinde 

für eine vierköpfige Familie bei 130 m². Der objektiv bestehende Wohnbedarf wird 

folglich um mehr als das Doppelte überschritten. Für die Abwägung, welche seitens 

der Bauaufsichtsbehörde zu treffen ist, hat dies zur Konsequenz, dass zum einen zu 

berücksichtigen ist, dass das gegenständliche Vorhaben sicherlich nicht der Schaf-

fung bezahlbaren Wohnraums dient und zum anderen der objektive Wohnbedarf für 

ein Einfamilienhaus deutlich überschritten wird. Ein Bedarf an bezahlbarem Wohn-

raum gibt es in Bischofswiesen ohnehin nicht, wie ein im April 2019 im Auftrag der 

Gemeinde erstelltes Gutachten von DEMOSPLAN – Gesellschaft für demographi-

sche und soziale Planungen ergeben hat. Hinzu kommt, dass die Einwohnerzahlen 

in Bischofswiesen seit mehreren Jahren stetig rückläufig sind. Öffentliche Belange, 

welche für eine Freihaltung des Außenbereichs sprechen, dürften daher im vorlie-

genden Fall überwiegen. 

b) In diesem Sinne ist das Bauvorhaben unvereinbar mit öffentlichen Belangen. Dies 

ergibt sich aus Folgendem: 

aa) Das Vorhaben ist mit Raumordnungsbelangen unvereinbar.  

Zu berücksichtigen ist zunächst, dass das Vorhabengrundstück im landschaft-

lichen Vorbehaltsgebiet des Regionalplans Südostoberbayern liegt. Dement-

sprechend kommt den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

ein besonderes Gewicht zu. In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll die 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild nachhaltig ge-

sichert werden. Die Charakteristik der Landschaft und ihrer Teilbereiche soll 

erhalten werden (vgl. B I Z 3.1 des Regionalplans).  

Infolge der Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen wird zudem gegen 

den Grundsatz Innenentwicklung vor Außenentwicklung verstoßen. Außerdem 

wird gegen das Ziel des Regionalplans zur Verhinderung der Zersiedelung der 

Landschaft verstoßen. Gemäß Teil B II. Z 3.1 soll eine Zersiedelung der Land-

schaft verhindert werden. Bauliche Anlagen sollen schonend in die Landschaft 

eingebunden werden. Gemäß Ziel 3.2 soll die Siedlungsentwicklung sich orga-

nisch vollziehen und auf die Hauptsiedlungsbereiche konzentrieren. Gegen 

diese raumordnerischen Ziele würde die Genehmigung des Bauvorhabens 

verstoßen werden, da hiermit eine weitere Zersiedelung der freien Landschaft 

eingeleitet und das Entstehen bzw. die Verfestigung einer Splittersiedlung zu 

befürchten ist. Infolge der negativen Vorbildwirkung, welche durch die Geneh-

migung des Bauvorhabens ausgelöst wird, kann nicht verhindert werden, dass 

weitere Bauanfragen im maßgeblichen Bereich anhängig gemacht werden. 

Diese müssten unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten dann ebenfalls posi-

tiv verbeschieden werden. 

  



4 

 

bb) Im Rahmen der Abwägung ist zu berücksichtigen, dass - entgegen der An-

nahme der Gemeinde - die Erschließung des Vorhabengrundstücks nicht als 

gesichert anzusehen ist bzw. infolge der Erschließung naturschutzfachliche 

Belange beeinträchtigt werden.  

Richtig ist zwar, dass das Vorhabengrundstück am Kressenweg anliegt. Der 

Kressenweg ist teilweise nur 2,80 m, teilweise aber auch 4 m breit. Ob der 

Kressenweg daher selbst eine ausreichende Breite aufweist, mag dahinstehen, 

denn jedenfalls fehlt es diesem Weg an einer ordnungsgemäßen Anbindung 

an das örtliche Verkehrsnetz.  

Der Kressenweg ist in nördlicher Richtung nicht mit dem öffentlichen Straßen-

netz verbunden, sondern endet mit dem Ferienhof Kressenlehen. In westlicher 

Richtung mündet der Kressenweg in den Koppenweg und dann weiter in die 

Böcklweiherstraße. Diese Route ist allerdings äußerst problematisch, weil die 

Strecke teilweise sehr steil ist (20 Höhenmeter auf 100 m). Außerdem fällt die 

Böschung der Straße steil nach unten ab, weswegen die Straße zum Teil ab-

rutscht. Der Unterbau der Straße hat nur eine geringe Tragfähigkeit, weswe-

gen eine Gewichtsbeschränkung von 3 t durch Verkehrszeichen angeordnet 

wurde. In der Mitte der Straße sieht man bereits einen deutlichen Riss. Gerade 

in den Wintermonaten dürfte ein Befahren dieses Weges schwierig sein. 

In südlicher Richtung mündet der Kressenweg in den Hochmoorweg. Eine Zu-

nahme des Verkehrs auf dem Hochmoorweg ist äußerst problematisch. Dieser 

hat lediglich eine Breite von durchschnittlich 2,80 m, sodass Gegenverkehr 

nicht möglich ist. Die Gemeinde Bischofswiesen hat vor ein paar Jahren einen 

Bebauungsplan für das Insulagelände aufstellen wollen. Hierbei war zunächst 

beabsichtigt, den Hochmoorweg in das Plangebiet einzubeziehen und hierüber 

den Hol- und Bringverkehr für den Kindergarten auf dem Insulagelände laufen 

zu lassen. Diese Planung wurde dann allerdings verworfen, da hiermit unter 

anderem Beeinträchtigungen in naturschutzfachlicher Hinsicht verbunden sind. 

An den Hochmoorweg grenzt direkt das kartierte und gesetzlich geschützte Bi-

otop A8343-0184, Teilfläche 014 „Moorgebiet Böcklweiher- Moor“. Laut dem 

Biotopsteckbrief liegt die Teilfläche knapp außerhalb des FFH-Gebietes und 

dient als wertvolle Pufferfläche. Als ehemaliges Flachmoor ausgebildet, ist die 

heutige Vegetation durch Sauergräser zusammengesetzt. Insgesamt ist das 

Gebiet von ökologisch herausragender Qualität. Es handelt sich hierbei um ei-

nen der intaktesten siedlungsnahen Moorkomplexe des Berchtesgadener Lan-

des. Alle Teilflächen sind von herausragendem Zustand. Im Hinblick auf die 

Gefährdungsbeurteilung wird im Steckbrief ausgeführt, dass jegliche entwäs-

sernden Maßnahmen im gesamten FFH-Gebiet zu unterlassen seien, wozu 

auch die Anlage oder Verbreiterung bestehender Wege und Straßen gehöre.  

Direkt anschließend an die Biotopfläche und im Bereich des Koppenweges di-

rekt angrenzend an den Weg befindet sich das FFH-Gebiet DE8343-371 „Moo-

re und extensive Wiesen bei Berchtesgaden“. Im Standarddatenbogen werden 

hinsichtlich der negativen Auswirkungen, welche von außen auf das FFH-

Gebiet einwirken, die Bedrohung und Belastung Code Nr. D01.02 und E01 an-
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gegeben. D01.02 steht für Straße und E01 für Siedlungsgebiete, Urbanisation. 

Eine Beeinträchtigung des FFH-Gebietes infolge der Erhöhung des Verkehrs 

auf den angrenzenden Straßen kann daher keinesfalls ausgeschlossen wer-

den. Dies gilt insbesondere dann, wenn wegen einer Erhöhung der Siedlungs-

tätigkeit ein Ausbau der Erschließungsstraßen erforderlich werden würde. Ein 

solches Erfordernis ist im vorliegenden Fall auch naheliegend, da der Hoch-

moorweg - wie bereits erwähnt - lediglich eine Breite von 2,80 m hat und einen 

Gegenverkehr nicht zulässt. Wenn sich der Verkehr erhöht, wird es zwangsläu-

fig dazu kommen, dass der Gegenverkehr auf den Fahrbahnrand ausweichen 

und damit die wertvollen Biotopflächen in Anspruch nehmen muss. Wenn 

Fahrzeuge oder Fußgänger durch Begegnungsverkehr ausweichen müssen, 

lässt es sich nicht vermeiden, dass die Autos oder die Fußgänger und Radfah-

rer die angrenzenden Biotopflächen entlang des Hochmoorweges befahren 

bzw. betreten. Hierdurch erfolgt ein direkter Eingriff und eine direkte Beein-

trächtigung dieser Biotopflächen. Da diese Biotopfläche eine wertvolle Puffer-

funktion für das angrenzende FFH-Gebiet aufweist, kann letztlich auch nicht 

ausgeschlossen werden, dass das FFH-Gebiet negativ beeinträchtigt wird.  

Hinzu kommt, dass es sich beim Hochmoorweg um einen öffentlich ausgewie-

senen Wanderweg, Radweg und Mountainbikeweg handelt. Offizielle Radtou-

ren, wie die Radtour rund ums Lattengebirge und die sog. Radstern Nord Tour 

führen über den Hochmoorweg. Die durch übermäßigen Fußgänger, Radfah-

rer- und PKW-Fahrverkehr verursachten Konflikte würden durch weitere Sied-

lungstätigkeit entlang des Kressenwegs verfestigt. Außerdem wird die Erho-

lungsfunktion des Weges nachteilig beeinträchtigt. 

Schließlich kann ein Eintrag von Schadstoffen infolge des erhöhten Fahrver-

kehrs in die Biotopfläche und die angrenzende Fläche des FFH-Gebietes zu 

negativen Beeinträchtigung führen. 

cc) Überdies wäre zu untersuchen, welche naturschutzfachlichen Auswirkungen 

mit der Bebauung des Baugrundstücks selbst verbunden wären.  

c) Aufgrund der erheblichen Umweltauswirkungen, welche mit dem Bauvorhaben ver-

bunden sind, ist in jedem Fall eine strategische Umweltprüfung durchzuführen. 

3. Insgesamt ist festzustellen, dass dem Bauvorhaben öffentliche Belange entgegenstehen. 

Eine Vereinbarkeit mit öffentlichen Belangen ist nicht gegeben. Angesichts der Tatsache, 

dass mit dem Bauvorhaben kein dringend benötigter Wohnbedarf gedeckt wird, sondern 

vielmehr ein luxuriöses überdimensioniertes Vorhaben im Außenbereich verwirklicht wer-

den soll, besteht an der Erteilung der Baugenehmigung kein öffentliches Interesse. Die öf-

fentlichen Belange, welche dem Vorhaben entgegenstehen, haben ein deutliches Überge-

wicht, weswegen eine Abweichung nach § 246e BauGB nicht erteilt werden kann. 
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Es wird angeregt, den Baugenehmigungsantrag abzulehnen. Sofern die Baugenehmigung 

dennoch erteilt werden sollte, wird die Übermittlung einer Abschrift der Baugenehmi-

gung gemäß Art. 3 Abs. 1 BayUIG   b e a n t r a g t. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

           RAin Anja Schilling 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 


